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Kommission 2 ‘‘Soziale Fragen‘‘
Laurence DEMONET

Vizepräsidentin der Region Lothringen

Vorsitzende der 2. Kommission

Empfehlung
Beschäftigung und Berufsausbildung in der Großregion
Der Interregionale Parlamentarierrat (IPR) betont, dass das Grenzüberschreitende in der Großregion im Wesentlichen auf dem Phänomen der grenzüberschreitenden Beschäftigung beruht, für die Politik angesichts des beträchtlichen Umfangs von täglich 200.000 Grenzpendlern eine grundsätzliche Verantwortung trägt.
Der IPR ist der Auffassung, dass die aktuelle Lage durch einer Kombination folgender Merkmale gekennzeichnet ist:

· die noch immer spürbaren Auswirkungen der jüngsten Wirtschaftskrise,

· die Komplexität der Schulabbrecherproblematik sowie
· die Folgen demographischer Wanderungsbewegungen und Entwicklungen, die ebenso unterschiedlich wie besorgniserregend sind.

Deshalb sollten alle mit Arbeitsmarkt- und Ausbildungsthemen befassten Stellen mit großer Entschlossenheit gemeinsam und koordiniert an einem zukunftsweisenden Ansatz arbeiten, der dazu führt, dass Mobilität von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern nicht länger als notwendiges Übel angesehen wird, sondern vielmehr ihren legitimen Anteil an der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der Großregion erhält.

Der IPR hofft darüber hinaus, dass die Chance der Verflechtung der unterschiedlichen Arbeitsmärkte in der Großregion dazu beiträgt, dass sich in der jeweiligen Bevölkerung eine Kultur der Gastfreundschaft entwickelt, die diese Durchdringung erleichtert. Die Offenheit der Zielregionen für Grenzgängerinnen und Grenzgänger und die Bereitschaft letzterer, sich an die lokalen Gegebenheiten der Nachbarländer anzupassen, fördern ein konkreteres gegenseitiges Verständnis und leisten einen Beitrag zur Entwicklung einer interkulturellen Gesellschaft, in der die jeweilige Identität sich nicht in einem Einheitsbrei auflöst, sondern vielmehr dazu beiträgt, dass die Grenzen in den Köpfen und die Grenzen zwischen den Menschen allmählich schwinden.
Der IPR unterstreicht in diesem Zusammenhang die Rolle der unterschiedlichen Einrichtungen und Netzwerke der Großregion mit ihren jeweiligen Aufgabenstellungen:
· die Interregionale Arbeitsmarktbeobachtungsstelle, zu deren Aufgaben die fortwährende Analyse der Merkmale und Trends auf dem Arbeitsmarkt der Großregion gehört, 
· das Netzwerk der EURES-T Grenzregionen mit ihren Informations- und Dokumentationszentren, die die Kooperation zwischen den öffentlichen Arbeitsverwaltungen und den Sozialpartnern mit dem Ziel einer besseren Information der Grenzgängerinnen und Grenzgänger sicherstellen,
· die in Gründung befindliche Grenzgänger-Task Force, zu deren Schwerpunkten die Unterstützung von Initiativen zum Abbau von Mobilitätshemmnissen gehören wird.
Der IPR hofft im Sinne einer Unterstützung der Arbeit dieser Einrichtungen und Netzwerke auf intensivere Kontakte nicht nur mit den anderen Gremien der institutionalisierten politischen und sozio-ökonomischen Zusammenarbeit in der Großregion, sprich dem Gipfel der Exekutiven und dem Wirtschafts- und Sozialausschuss der Großregion, sondern auch mit den Berufsverbänden, Gewerkschaften und Arbeitgebervebänden sowie mit den Bildungs- und Ausbildungsträgern auf allen Ebenen, um innovative und abgestimmte Lösungen zu erarbeiten.

Der IPR erinnert daran, dass trotz erzielter Fortschritte und der Existenz guter Instrumente, für die im Übrigen noch zu wenig Werbung gemacht wird und die auch zu wenig genutzt werden, weiterhin zahlreiche Hemmnisse beim Erreichen dieser Ziele bestehen: 
· die fehlende Kenntnis der jeweiligen Ausbildungssysteme in den anderen Regionen,
· die mangelnden Sprachkenntnisse und fehlende Sprachpraxis,

· das Fehlen von Äquivalenz bzw. gegenseitiger Anerkennung von Berufsabschlüssen und -qualifikationen,

· die unterschiedlichen Gesetze und Verordnungen bezüglich Berufspraktika und Anerkennung bzw. Validierung von Berufserfahrungen,
· die alltäglichen Schwierigkeiten aufgrund unterschiedlicher Gesetze und Regelungen insbesondere im Bereich Arbeits-, Steuer-, Sozialversicherungs-, Pensions- und Rentenrecht,
· die nur spärlichen Versuche, die künftige Entwicklung des Bedarfs der Wirtschaft an qualifizierten Arbeitskräften zu analysieren,
· die eingeschränkte physische Mobilität und die ungenügenden interregionalen Verkehrsverbindungen und Informationssysteme für den Weg zu Arbeits- und Ausbildungsplatz.
Der IPR fordert die zuständigen Behörden und Akteure auf, Bedingungen zu schaffen, die dazu beitragen, folgende Ziele zu verwirklichen: 
· Weiterentwicklung von Initiativen zur Förderung des Fremdsprachenerwerbs, insbesondere des Französischen und Deutschen, und Einbeziehung der luxemburgischen Sprache insofern, als das Beherrschen dieser Sprache ein wichtiger Faktor für die Integration in den Alltag in dem am stärksten von Einpendlern betroffenen Land ist;
· systematische Information der jungen Menschen über die Chancen des Arbeitsmarktes in der Großregion zum Zeitpunkt ihres Eintritts ins Berufsleben;
· Intensivierung der Austauschprogramme zwischen Schulen und Ausbildungseinrichtungen durch Flexibilisierung der zugrunde liegenden Regelungen;
· Berücksichtigung einer grenzüberschreitenden Dimension bei den Ausbildungsangeboten und –plänen unterstützt durch die zuständigen Behörden und gewährleistet durch die Ausbildungsträger sowohl was Weiterbildungspraktika als auch Erstausbildungen und andere duale berufliche Bildungsangebote angeht;
· Erstellung eines Katalogs von Qualifikationen, Zertifikaten und Berufsabschlüssen als gemeinsames Informations- und Referenzinstrument und Schaffung eines gemeinsamen Handbuchs in diesem Bereich;
· verbesserte Nutzung der Instrumente zur Integration in den Arbeitsmarkt wie etwa der Europass oder der Berufsausweis;
· der Versuch, die Klassifizierung der Berufe zu harmonisieren;
· Verbesserung des grenzüberschreitenden Zugangs zu Stellenangeboten und Stellengesuchen der öffentlichen Arbeitsverwaltungen für ein breites Publikum;
· Bemühung um Aufhebung der Unterschiede in den Gesetzestexten oder deren Anwendung bei einer ganzen Reihe von Themen, bei denen eine Ungleichbehandlung zwischen Einheimischen und Grenzgängern festzustellen ist;
· Unterstützung bestimmter Instrumente, deren Zukunft zurzeit in Frage gestellt ist, wie etwa das EURES-T-Netzwerk, indem z.B. bei der Umsetzung eines gemeinsamen Instruments des Informationszugangs auf die Möglichkeiten des INTERREG-Programms zurückgegriffen wird;
· Korrektur nationaler Sichtweisen in der öffentlichen Politik oder bei zentralen Stellen, denen die grenzüberschreitende Dimension bei den zu behandelnden Fragen fehlt;
· generell: Weiterverfolgung sämtlicher Initiativen, die dazu geeignet sind, die Mobilität der Menschen im Allgemeinen und die der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer insbesondere im Personenverkehr im Blickfeld zu behalten.
Der IPR bekundet seinen Willen, aktiv zur Intensivierung von Kontakten und Kooperationen zwischen den verschiedenen Teilhabenden der Arbeits- und Ausbildungswelt und der Zivilgesellschaft beizutragen, damit die Großregion:

· zu einer leistungsstarken Region wird, in der berufliche Bildung und Qualifikation besser antizipiert und zukunftsfähig gemacht wird,

· zu eine Modellregion wird, in der Mobilität ebenso reibungslos funktioniert wie gesellschaftliche und berufliche Integration von Grenzgängern an ihrem Arbeitsort,
und die existierenden wie die noch mit diesem Ziel zu entwickelnden Instrumente eine konkrete grenzüberschreitende Dimension erhalten.
Metz, den 10. Juni 2011
